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Es gibt in Indien selbst wie auch
ausserhalb des Landes stark polari-
sierte Meinungen über Ministerprä-

sident Narendra Modi. Eines ist indessen
kaum zu bestreiten: Modi hat, wie kein an-
derer Politiker zuvor, Indien zu einem pro-
minenten Platz auf der Weltbühne verhol-
fen. Sicher hat dazu die Suche nach einer
Weltordnung, die nicht von China allein
dominiert wird, beigetragen.

Auch profitiert Neu-Delhi davon, dass
Indien als nunmehr einwohnerreichste
Nation mit grossem Schwung dabei ist,
zur drittgrössten Volkswirtschaft aufzu-
steigen. Die erfolgreiche Landung nahe
dem Südpol des Monds und ein ambitiö-
ses Weltraumprogramm haben Indien
noch zusätzliches Prestige verliehen.

Offene Kriege und brandgefährliche
Krisenherde legen die Intensivierung der
internationalen Diplomatie nahe.Verhan-
deln ist auf jeden Fall besser als brutale
Gewaltanwendung. Doch angesichts des
Reigens an bilateralen und multilateralen
Gipfeltreffen stellen sich auch die Fragen,
ob die Herumreiserei wirklich in jedem
Fall gerechtfertigt ist und ob nicht allzu
viele Politiker, wenn es zu Hause nicht so
rund läuft, Fototermine an Treffen wahr-
nehmen, die letztlich ausser Spesen kaum
etwas bewirken dürften.

Brics – ein bunter Haufen
Realistisch betrachtet hat der jüngste
Gipfel der fünf Brics-Staaten in Südafrika
nicht viel mehr gebracht als den Be-
schluss, das nächste Treffen unter dem
Vorsitz Russlands durchzuführen und bis
dann sechs neue Mitglieder aufzuneh-
men. Für mehr fehlen der Gruppierung
nicht nur das Instrumentarium und der
politische Wille, auch die geopolitische
und die wirtschaftliche Interessenlage
sind viel zu divers. Die beiden demografi-
schen Schwergewichte Indien und China

streiten sich um ihre Grenzen und Peking
gibt Indiens Erzrivale Pakistan massive
Hilfe. Indien wiederum ist zusammen
mit den USA, mit Japan und Australien
beteiligt am Sicherheitsforum Quad
(Quadrilateral Security Dialogue), dessen
Hauptziel die Einhegung Chinas ist.

Derweil wollen voreilige Experten am
Horizont von Brics bereits eine gemein-
same Währung als Alternative zum US-
Dollar sehen – und dies mit dem neuen
Brics-Mitglied Argentinien, wo alle paar
Jahre eine neue Währung gedruckt wer-
den muss.

Europa hat während seines jahrzehn-
telangen Einigungsprozesses viel Lehr-
geld bezahlen müssen. Wichtig war zu-
nächst bei der Süderweiterung und da-
nach bei der Osterweiterung, dass sich
hier Länder zusammentaten, die Demo-
kratien sind und einen funktionierenden
Rechtsstaat haben.

Dem steht der bunte Haufen der
Brics gegenüber, dessen Spektrum von
der absoluten Monarchie Saudi-Arabien
über den Gottesstaat Iran bis zur russi-
schen Oligarchie reicht. Dass bei sol-
chen Teilnehmern viel Konstruktives
herauskommt, muss bezweifelt werden.
Aus der Sicht der westlichen Industrie-
staaten ist weniger das Kooperations-
potenzial als die Rolle von Brics als
Störfaktor im globalen Süden beach-
tenswert.

Unverkennbar ist das Bemühen Chi-
nas, eine weitere Plattform zu schaffen,
mit deren Hilfe man den Einfluss in Af-
rika, in Nahost und in Lateinamerika
mehren kann. Die jüngste Erweiterung
von Brics deutet in diese Richtung. Un-
mittelbar nach dem Ende des Kalten
Kriegs hatte der Westen es verpasst, eine
Strategie zu entwickeln, wie man mit den
Ländern der Dritten Welt und der soge-
nannten Bewegung der Blockfreien um-
gehen sollte.

Diese Staaten fühlten sich marginali-
siert und ungerecht behandelt. In der Tat
handelt es sich in den vielen Fällen um
kleine, arme und instabile Länder, wo es
scheinbar nicht viel zu holen gibt. Doch
seit China begonnen hat, in dieses Va-
kuum vorzudrängen und sich dort wich-
tige Ressourcen aneignet, sollte auch der
Westen seinen Horizont erweitern.

Blick Richtung Süden
Indien führt in diesem Jahr den Vorsitz in
der Gruppe der G20, die am 9. und 10.
September in Neu-Delhi zum jährlichen
Gipfel zusammentreffen wird. Gemäss
Vorankündigungen von Ministerpräsi-
dent Modi soll ein Schwergewicht des
Gipfels die Kooperation mit dem globa-
len Süden sein. Ganz eindeutig wollen In-
dien, die USA und eine Reihe von westli-
chen Industriestaaten das Feld nicht
China überlassen.

Es geht hier nicht nur um wertvolle
Rohstoffe und Energiequellen im Süden,
sondern auch um grosse Marktpoten-
ziale. Putin wird am Gipfel in der indi-
schen Kapitale nur virtuell teilnehmen,
doch ist unverkennbar, dass der Schatten
Russlands und seiner brachialen Sicher-
heitspolitik auf vielen geopolitisch wich-
tigen Teilen der Welt lastet.

Von der indischen Regierung und vie-
len Exponenten des sicherheits- und

aussenpolitischen Establishments wird
der G20-Gipfel hochgespielt und als ein
Ereignis gepriesen, das quasi als Coming-
out-Party der Grossmacht Indien gefeiert
wird. Mit ins Gipfelszenario passen
dürfte, dass Premier Modi mit wichtigen
Tagungsteilnehmern eine sehr gute per-
sönliche Beziehung pflegt, man denke an
Präsident Joe Biden, an den britischen
Premier Rishi Sunak, an Frankreichs Prä-
sident Emmanuel Macron, an Japans
Ministerpräsident Fumio Kishida und
an den australischen Regierungschef
Anthony Albanese.

Während des Kalten Kriegs spielte
sich Indien in der blockfreien Bewegung
gross auf, gehörte aber, wie das Abstim-
mungsverhalten in den Vereinten Natio-
nen damals demonstrierte, zur treusten
Gefolgschaft Moskaus. Auch nach dem
Untergang der Sowjetunion hielt Indien
– aus wirtschaftlichen und militärischen
Gründen – zum Kreml. Die Wende kam
erst während der Amtszeit von US-Präsi-
dent Donald Trump und der amerika-
nisch-indischen Annäherung in der Be-
urteilung des gefährlichen Hegemonial-
strebens Pekings.

Indien hat aus der Zeit der Block-
freien-Bewegung Erfahrung mit diplo-
matischen Grossanlässen. Doch der
G20-Gipfel ist ein Ereignis von besonde-
rer Komplexität. Die Erwartungen sind
gering, dass das Treffen in Neu-Delhi
substanzielle Ergebnisse zeitigen wird.
Aufmerksam wird die Welt verfolgen, wie
sich das Geviert USA, Indien, China und
Russland verhalten wird. Die Strategen
der regierenden Indischen Volkspartei
(BJP) dürften jedenfalls darauf hoffen,
dass auch nach dem Stabwechsel zu Bra-
silien der Gipfelglanz noch bis zu den im
nächsten Frühjahr fälligen indischen
Unterhauswahlen vorhalten wird.

Urs Schoettli ist freier Publizist in Tokio.

Indien im Gipfelfieber
Kaum hat Indien am Treffen der Brics-Staaten als neue Macht auf dem Mond geglänzt, wird Neu-Delhi im September
Gastgeber des G20-Treffens sein. Das nützt der Regierung Modi auch innenpolitisch. URS SCHOETTLI

Objektiv

Rosiges Morgenlicht umschmeichelt Abraham Lincolns Ant-
litz. Das Ebenbild des 16. Präsidenten überblickt die National
Mall, die HerzkammerWashingtons, schlechthin der USA.
Jenseits des langen, rechteckigen Teichs steht der fernher
sichtbare Obelisk, dasWashington Monument, in dessen

Verlängerung das Kapitol, seitlich dasWeisse Haus. Vor just
sechzig Jahren richtete der schwarze Pfarrer und Bürger-
rechtler Martin Luther King auf den Stufen des Lincoln Me-
morials sich ans Publikum, in einer bewegenden Rede mit
der unsterblichenWendung: «I have a dream.» Für seine
Worte und seinen Mut bezahlte King den höchsten Preis, so
wie einst vor ihm der ebenfalls ermordete Lincoln. Auch die-
ser ist nicht zuletzt mit einer der bemerkenswertesten Reden

der englischen Sprache in die Historie eingegangen, der
Gettysburg Address von 1863 – «...government of the peo-
ple, by the people, for the people...». Gemessen an rhetori-
schem Glanz und politischerWucht gehört nochWinston
Churchills Kriegsappell im Unterhaus («We shall fight on the
beaches...») von 1940 auf diesen Olymp. Und heute,Worte
von Joe Biden oder Donald Trump? Der eine zu alt, der an-
dere zu irr. Heisst ahnungsschwer: «I have a nightmare». MR
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«Ganz eindeutig wollen
Indien, die USA und eine
Reihe von westlichen
Industriestaaten das Feld
nicht China überlassen.»

Mittwoch, 30. August 2023 · Nr. 68 3Meinung

Politik wird vor allem in Zeiten desWahlkampfs nicht
mehr als gemeinsam bewegliches Lösen gemeinsa-
mer Probleme dargestellt, sondern als Kampf gegen

die politischen Gegner, die man wahlweise als «rechts»
oder «links» bezeichnet. Hierbei gilt «rechts» generell als
«konservativ» und «links» als fortschrittlich. Das Feind-
bild «die Rechten» wird, nicht nur in Deutschland, immer
noch mit Hitler inVerbindung gebracht, obwohl sich die-
ser stets als national-etatistisch und kollektivistisch den-
kender Sozialist bezeichnet hat, der
gegen einen weltoffenen Liberalismus
und eine freie Marktwirtschaft kämpfte.

Was man konkret bewahren oder
wiederherstellen will, wohin weiter
fortgeschritten werden soll, bedient in
der Propaganda herkömmliche Vor-
urteile und Feindbilder. Das seinem
Wesen nach konservative Ziel einer Be-
wahrung der Schöpfung durch politi-
sche Bekämpfung menschlicher Ein-
griffe in die Natur wird paradoxerweise
zum Inbegriff fortschrittlich grün-roter
Interventionspolitik. Angesichts des
Vormarschs des Interventionsstaates
wäre das Unterscheidungsmerkmal
eines konservativen Festhaltens an
«mehr Staat» anstelle eines Fortschrei-
tens zu «weniger Staat» ein sinnvolleres
Unterscheidungsmerkmal.

«Der neue Mensch steht weder
rechts noch links, er geht», so betitelte
1969 Herbert Meier sein Buch zum Zeitgeist der 68er. Der
Titel wirft drei grundlegende Fragen auf. Gibt es den
«neuen Menschen», der immer wieder verkündet wird,
und wohin geht er wirklich? Noch heikler ist die Frage,
was denn «rechts» und «links» politisch, oder noch allge-
meiner, weltanschaulich wirklich bedeutet.

Menschliche Ur-Hoffnung
Zunächst zum Bild vom «neuen Menschen», der angeb-
lich das Gehen, im Sinne des Fortschreitens, erfunden
hat. Das gemeinsame Ziel eines «Auszugs aus der
Knechtschaft der Fremdbestimmung» durch mächtige
Herrscher gehört schon seit Jahrtausenden zur Mensch-
heitsgeschichte. Gehen hat sehr häufig den Sinn des
Weggehens, des Auszugs aus dem, was als Knechtschaft
erlebt wird. Der Aufbruch zu neuen Ufern ist eine
menschheitsgeschichtlich latente und immer wieder
mehr oder weniger erfolgreich realisierte Hoffnung.

Der Drang zur Freiheit und zu selbstbestimmtem Le-
ben ist keine politische Ideologie, die als «Liberalismus»
im 17. Jahrhundert in England entstand, dann nach
Europa und in die USA exportiert wurde, im 19. Jahrhun-
dert grosse Erfolge feierte, sich im 20. durch Koalitionen
mit Nationalisten einerseits und Sozialisten anderseits an

der Macht beteiligte und schliesslich im 21. Jahrhundert
als Sammelbecken einer kleinen Gruppe freiheitsnostal-
gischer Aussenseiter endet. Diese hier skizzierte ideenge-
schichtliche Einengung der Freiheitsidee durch eine Eti-
kettierung als stets zeitgebundener -ismus ist ebenso
polemisch wie die Zurückführung der Gemeinschafts-
idee auf die Klassenkampfideologie des 19. Jahrhunderts.

Die Sehnsucht nach Freiheit im Sinne eines selbstbe-
stimmten Zusammenlebens ist nicht die Errungenschaft

«neuer Menschen», die sich fort-
schrittsgläubig dem Ausbau des
Wohlfahrtsstaats verschreiben, der
den Menschen jene Solidarität bei-
bringt, die angeblich Gerechtigkeit
und Frieden und nachhaltiges Wirt-
schaften ermöglicht. Der Frieden ist
seit je dadurch gefährdet, dass sich
Menschen mit unterschiedlichen
Vorstellungen über Gerechtigkeit
gegenseitig bekämpfen. Frieden ent-
steht auf der Basis eines Grundkon-
senses, dass freie Menschen selbst
über ihre Lebensgestaltung und ihre
Bereitschaft zur Kooperation und zur
Solidarität entscheiden dürfen. Das
ist die universelle Freiheitsidee jen-
seits aller linken und rechten politi-
schen -ismen, die sich mit derzeit
populären Adjektiven schmücken.

Die Frage, wie dauerhaft staatsab-
hängig und -gläubig Meiers «neuer

Mensch» ist und welchen Beitrag er zum tatsächlichen
Fortschritt leistet, bleibt offen. Könnte es sein, dass auch
im «neuen Menschen» eine menschheitsgeschichtlich ur-
alte Sehnsucht nach einem Auszug aus der aktuellen
Knechtschaft in ein besseres «Land der Freiheit» lebendig
geblieben ist? Freiheit beginnt mit der Bereitschaft zu
einem selbstbestimmten Leben, das gegen wandelbare
Widerstände immer wieder neu erkämpft werden muss.

Die weltweit immer noch gebräuchliche Unterschei-
dung linker und rechter Politik geht auf die Sitzordnung
in der Französischen Nationalversammlung nach der
Revolution zurück: Links sassen die Anhänger der neuen
Ordnung, aus heutiger Sicht sowohl Liberale als auch
Sozialisten, denn beide Parteien wurzeln im Gedanken-
gut der Aufklärung und der Französischen Revolution.
Sie waren Befürworter des in der Revolution erkämpften
Fortschritts zu mehr Freiheit, Gleichheit und Brüder-
lichkeit, drei Ziele, die nie gleichzeitig vollumfänglich zu
verwirklichen sind und schon damals den Keim der poli-
tischen Flügelbildung in sich trugen. Rechts sassen die
Anhänger des Feudalismus, die von einerWiederherstel-
lung und Reform der ständischen Ordnung träumten.
Dies legt bis heute die Auslegung «links gleich fort-
schrittlich und veränderungswillig», «rechts gleich be-
harrend und rückwärtsgewandt» nahe.

Die Richtungen «rechts» und «links» haben im 20.
Jahrhundert eine zusätzliche Bedeutung erlangt. Die
«Rechtsparteien» waren für eine starke Nation, die Sozia-
listen für eine internationale Ordnung nach ihrenVorstel-
lungen, die die Nationalstaaten ersetzen sollte, aber erst
nach einer Zwischenphase, in der sozialistische Regime
die Umerziehung zum solidarischen Menschen geschafft
hätten. So kämpften im 20. Jahrhundert dogmatische Na-
tionalisten und Sozialisten in vielen Ländern aus gegen-
sätzlichen Motiven für «mehr Staat». Die Liberalen stehen
seit dem 20. Jahrhundert zwischen zwei Fronten: Sie müs-
sen beurteilen, ob der nationalistische oder der sozialde-
mokratische Etatismus näher an ihrem Ideal einer rechts-
staatlich beschränkten, möglichst regionalen Politik und
einer internationalen Ordnung des Freihandels sei.

Die Suche nach einem mehrheitsfähigen Programm,
das sowohl den Rechts- als auch den Linkspopulismus
verwirft und einen eigenen Weg definiert, ist äusserst an-
spruchsvoll. Freiheit ist als generelles Postulat zwar be-
liebt, aber inWahlkämpfen zu abstrakt. Die Aufforderung
zu mehr Freiheit und Selbstverantwortung und weniger
staatlicher Bevormundung muss sich in einem Umfeld
behaupten, in dem konkurrierende Parteien ihren An-
hängern Entlastungen und Interventionen zu ihren
Gunsten versprechen und gleichzeitig den Liberalismus
als veraltete Position ehemals Privilegierter darstellen.

Schema wird nicht verschwinden
Liberale sind im Strom des allgemeinen Staatswachstums
zur Minderheit geworden. Sie haben aber ihre Opposi-
tionsrolle gegen «Mehr Staat» noch nicht gefunden, weil
sie sich von Opponenten, die ihrerseits «noch mehr Staat»
fordern, abgrenzen wollen. Freiheit selbst ist kein Dogma.
Sie setzt ihr Fragezeichen hinter alle Dogmen. Kurz:
Rechts und links sind untauglich und missverständlich,
die Mitte zwischen zwei schlecht definierten Polen gibt es
nicht.Trotzdem wird das Links-Rechts-Schema nicht ver-
schwinden, denn gerade seine schwammige Mehrdeutig-
keit erleichtert die Diffamierung des jeweiligen Gegners
im Machtkampf um Mehrheiten.

Herbert Meiers Buchtitel könnte aus strikt liberaler
Sicht wie folgt neu formuliert werden: Der liberale
Mensch steht weder «rechts» noch «links» und auch
nicht in der Mitte. Er bewegt sich hin zu mehr individu-
eller Freiheit, selbstbestimmter Kooperation und zu frei
dosierter Solidarität. Der Kampf der Freiheitsfreunde
beruht nicht auf einem Angriff auf Andersdenkende und
Andersfühlende, sondern auf einer konsequenten
Rundumverteidigung gegenüber allen, die ihre Macht
zur Fremdbestimmung anderer missbrauchen und auf
einer konsequenten Nutzung und unternehmerischen
Erweiterung vorhandener Freiräume.

Robert Nef ist Mitglied des Stiftungsrats des Liberalen
Instituts.

Freiheit ist weder rechts noch links
Wer liberal ist, bleibt nicht stehen, weder rechts, links noch dazwischen, sondern geht – in Richtung individuelle Freiheit,
selbstbestimmte Kooperation und frei dosierte Solidarität. ROBERT NEF

Gelegentlich ist die Ju
gendsprache schnelle
als die volkswirtschaf
cheAnalyse:Die chin
sche Jugend verwen-
det schon seit eini-
gen Jahren das
Wort «tangping» –
flachliegen. Es be-
deutet: Man klinkt
sich aus dem
Hamsterrad der
von harter Konkur-
renz getriebenen
Arbeitswelt aus.

Die Verwendung
des Wortes ist ein
deutliches Zei-
chen, dass die Ju-
gend bereits seit
einiger Zeit den
Verheissungen
von immer mehr
Wohlstand nicht
mehr traut. Für die ältere Generation
ist dies noch selbstverständlich.

Über ein Viertel der städtischen Ju-
gend ist arbeitslos. Das sind die letzten
Zahlen vom Juni – vorerst kommen
keine neueren Daten, weil das Statis-
tikamt die Publikation eingestellt hat.
Denn die hohen Arbeitslosenraten
sind peinlich: Damit ist klar, dass nicht
nur Häuserpreise, Unternehmensge-
winne und Aktienkurse in China unter
Druck stehen, sondern auch die breite
wirtschaftliche Zufriedenheit. Und ge-
rade die hat sich Peking zum höchsten
Ziel gesetzt (vgl. Seite 15).

Trotz des Abschwungswird eine un-
kontrollierte Finanz- undWirtschafts-
krise aberwohl verhindert werden.
Der Staat hat genug Einflussmöglich-
keiten und Kompetenz, um die Kos-
ten und die Schmerzen von weniger
Wachstum und verpuffendem Immo-
bilienvermögen so zu verteilen, dass
nicht eine unkontrollierte Spirale
nach unten droht. Allerdings kann
auch er keinen Wohlstand aus dem
Nichts schaffen.

Geht es so weiter, wird nicht nur
die Jugend «flachliegen». Sondern
die Öffentlichkeit, die Wirtschaft und
die Anleger werden erkennen müs-
sen, dass es nicht mehr so weitergeht
wie früher. Das Beispiel Japan zeigt,
dass es bis zu dieser Erkenntnis viele
Jahre dauern kann.
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Investieren Sie in den
FuW Swiss 50 Index,
der im Gegensatz zum
SMI kein Klumpen-

risiko und mehr Aktien hat. Das
Anlageprodukt ist pfandbesichert.
Valorennummer: 117 179 182

Das FuW-Risk-Portfolio
gibt es jetzt ebenfalls
als Anlageprodukt mit
Pfand. Unser Portfolio
setzt seit 25 Jahren er-

folgreich auf Schweizer Aktienmit dem
gewissen Kick. Hier geht es auch darum,
von Spezialsituationen zu profitieren.
Valorennummer: 117179723

Das FuW-Eco-Portfolio
enthält auserlesene
Unternehmen, die eine
CO2-Reduktionsstrategie
verfolgen und beson-

ders aussichtsreich sind. Auch da gibt
es neu ein Anlageprodukt mit Pfand.
Valorennummer: 117179725

Abgerundet wird unser
Angebot vom FuW-
Value-Portfolio.
In der seit über zehn
Jahren geführten

Auswahl stehen reizvolle Value-Aktien
mit Fokus Nordamerika und Europa.
Valorennummer: 117179724

Prigoschins Flugzeug sei nicht abge-
stürzt, sondern habe eine «Speziallan-
dung» vollzogen: So wird über den fina-
len Fall des Wagner-Führers gewitzelt.
Schwarzer Humor zwar, doch kein pietät-
loser, angesichts der Widerwärtigkeit des
«Opfers». Auch die Anspielung auf Putins
«Newspeak» ist keineswegs unverfroren.
Das einzige Überraschende an der Causa
ist, dass der Kreml-Capo so lange zuge-
wartet hat.

Hiermit wird ungeniert unterstellt,
dass der diskrete Wink, der Verräter Prigo-
schin – der den bizarren Vorstoss seiner
Söldner auf Moskau lanciert hatte – sei
seinem selbst gewählten Schicksal zuzu-
führen, von höchster Stelle gegeben
wurde. Im Stil der Mafia, ähnlich wie im
Film «The Godfather II», als der Pate Mi-
chael Corleone seinen Bruder Fredo we-
gen Illoyalität exekutieren lässt, nachdem
er ihm vorher zum Schein vergeben hat.

Abrechnung in der Gang
Den italienischen «uomini d’onore» ge-
hen Verschwiegenheit und bedingungs-
lose Treue über alles. Wer sich nicht daran
hält, hat sein Leben verwirkt. Genau das
sind auch Putins simple Hausregeln. Er
hat mehrfach betont, Gefolgschaft sei das
oberste Gebot. Prigoschin, einst Putins
Leibkoch (wohl eher spezialisiert auf Pi-
roggen als auf Pasta), wusste das und ging
in seinemWahn unverzeihlich viel zu weit.
So einen Gesichtsverlust kann ein Kreml-
Boss nicht ungerächt lassen.

Fememord unter entzweiten Brüdern,
das hat in mafiösen Regimen Tradition.
Stalin hat einige untreue und, vor allem,
zig treue Sowjetkommunisten «säubern»
lassen. Die Unerbittlichkeit des Chefs
zeigte sich besonders prominent an der
Ermordung des Rivalen Leo Trotzki, der
1929 aus Russland abgeschoben und
1940 auf Stalins Geheiss in Mexiko er-

schlagen wurde. Ein Blutsbruder im Un-
geist war Adolf Hitler, der 1934 seinen
langjährigen Weggefährten, den SA-Chef
Ernst Röhm, ermorden liess.

Eine interessante Anekdote betrifft die
Intimfeindschaft zwischen Stalin und Ju-
goslawiens starkem Mann Tito. Dieser war
zwar auch tiefrot, aber eisern eigensinnig,
Unterwerfung unter den Kreml kam für
ihn nicht in Frage. So schickte Stalin Mord-
buben nach Belgrad, doch die Jugoslawen
vereitelten alle Attentatsversuche. Tito soll,
so geht die Fama, Stalin eine kurze Notiz
zugestellt haben: Hör auf damit, sonst
schicke ich dir einen Mann nach Moskau –
und ich werde nur diesen einen Mann
brauchen. Stalin starb bald darauf.

In den frühen, unruhigen Zwanziger-
jahren im besiegten und demoralisierten
Deutschen Reich waren Fememorde in-
nerhalb der rechtsextremen Szene an der
Tagesordnung. Wer verdächtigt wurde, et-
was ausgeplaudert oder gar mit der Justiz
zusammengearbeitet, überhaupt den In-
teressen des jeweiligen Grüppchens ge-
schadet zu haben, verfiel der gnadenlosen
Selbstjustiz dieser Organisationen.

Derartige Abrechnungen innerhalb
von Gangs unterscheiden sich in Motiva-
tion und Wirkung offenkundig von «klas-
sischen» politischen Morden. Jüngere
Beispiele hierfür sind etwa Benazir
Bhutto in Pakistan (2007), Indira Gandhi
in Indien (1984) oder Jizchak Rabin in Is-
rael (1995). Länger her, aber besonders
fatal: die Ermordung des habsburgischen
Thronfolgers Franz Ferdinand und seiner
Gattin 1914 in Sarajewo – darauf brach
der Erste Weltkrieg aus. Der Anschlag we-
gen der Algerienpolitik enttäuschter Offi-
ziere auf Charles de Gaulle (1962) schei-
terte – übrigens auch ein packender
Filmstoff, «The Day of the Jackal».

Daneben geschehen immer wieder
auch weniger klar motivierte Morde oder
Mordversuche, wie etwa 1963 an John F.
Kennedy – ein weites Feld für Verschwö-
rungsfantasten, ähnlich wie der Mord an
seinem Bruder Robert 1968. Auch das At-
tentat auf Olof Palme in Stockholm (1986)
bleibt rätselhaft und beschäftigt Schweden
bis heute. Ronald Reagan (1981) und im
selben Jahr Papst Johannes Paul II. wurden
zwar getroffen, überlebten jedoch.

Nicht zu verdrängen: Der Schweizer
Gründungsmythos ist ein Mord, ein per-
sönlich wie politisch fundierter. Wilhelm
Tell lauert in Schillers Bühnenstück in der
hohlen Gasse zu Küssnacht dem Vogt
Gessler auf und monologisiert, vor dem
tödlichen Armbrustschuss, über seine Be-
weggründe: «Zu schützen vor der Rache
des Tyrannen, will er zum Morde jetzt den
Bogen spannen!»

Tell – Gessler, Brutus – Cäsar
Bei Shakespeare lauten Julius Cäsars
letzte Worte «Et tu, Brute! Then fall, Cae-
sar.» Daraufhin der Verschwörer Cinna:
«Liberty! Freedom! Tyranny is dead!» Ein
Herrschermord innerhalb der Elite. Der-
gleichen ist in Moskau nicht Usus. Die
Hinrichtung der Romanows 1918 in Jeka-
terinburg war grundlegend anders, ein
Akt der Revolution – er sollte allen, auch
den «Weissen» (dem konterrevolutionä-
ren Bürgerkriegsgegner), unmissver-
ständlich zeigen, dass es keinen Weg zu-
rück mehr gibt.

1881 ermordete ein revolutionäres
Grüppchen aus der Intelligenzija Zar Ale-
xander II., einen Reformer, ausgerechnet;
er war es, der die Leibeigenschaft abge-
schafft hatte. Sein Nachfolger Alexander
III. gründete sofort die Geheimpolizei
Ochrana. Nach dem Umsturz übernahm
der bolschewistische Drangsalier- und
Mordapparat (Tscheka, GPU, NKWD, KGB
usf.) eifrig das Know-how der zaristischen
Schnüffler. Putin hat das verinnerlicht.

Politischer Mord im Mafia-Modus
Dem Söldnerchef Prigoschin war kein Heldentod vergönnt. Das Bedauern hält sich in Grenzen – just im Kreml. MANFRED RÖSCH

«1881 ermordete ein
revolutionäres Grüppchen
aus der Intelligenzija
Zar Alexander II.,
einen Reformer.»

«Freiheit selbst ist
kein Dogma. Sie setzt
ihr Fragezeichen
hinter alle Dogmen.»
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